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Auf Grund des § 126a Absatz 3 des Berliner Hochschulgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juli 2011 (GVBl. S. 378), 
das zuletzt durch Artikel  34 des Gesetzes vom 12. Oktober 2020 
(GVBl. S. 807) geändert worden ist, verordnet der Regierende Bür-
germeister von Berlin-Senatskanzlei:

§ 1 
Abweichung von der Regelstudienzeit  

im Wintersemester 2020/21
Für Personen, die im Wintersemester 2020/21 an einer staatlichen 

oder staatlich anerkannten Berliner Hochschule eingeschrieben und 
nicht beurlaubt waren, gilt eine von der Regelstudienzeit abwei-
chende, um ein Semester verlängerte individuelle Regelstudienzeit.

§ 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 11. Dezember 2020

Michael  M ü l l e r
Regierender Bürgermeister

Verordnung 
zur individuellen Regelstudienzeit auf Grund der 

COVID-19-Pandemie
Vom 11. Dezember 2020
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Auf Grund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 und 
§  28a Absatz  1 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl.  I S.  1045), das zuletzt durch Artikel  2 des Gesetzes vom  
18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert worden ist, in Ver-
bindung mit § 11 und § 27 Absatz 3 der SARS-CoV-2-Infektions-
schutzmaßnahmenverordnung vom 14. Dezember 2020 (GVBl. 
S.  1463), die zuletzt durch Verordnung vom 22. Dezember 2020 
(GVBl. S. 1573) geändert worden ist, verordnet die Senatsverwal-
tung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung:

Artikel 1 
Änderung der Krankenhaus-Covid-19-Verordnung

In § 11 Satz 1 der Krankenhaus-Covid-19-Verordnung vom 3. No-
vember 2020 (GVBl. S.  858), die zuletzt durch Verordnung vom  
14. Dezember 2020 (GVBl. S. 1463) geändert worden ist, wird die 
Angabe „10. Januar 2021“ durch die Angabe „31. Januar 2021“ er-
setzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 5. Januar 2021

Dilek  K a l a y c i
Senatsverwaltung für Gesundheit, 

Pflege und Gleichstellung

Zweite Verordnung 
zur Änderung der Krankenhaus-Covid-19-Verordnung

Vom 5. Januar 2021



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      77. Jahrgang      Nr. 1      9. Januar 20214

Auf Grund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 
und § 28a Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl.  I S.  1045), das zuletzt durch Artikel  2 des Gesetzes vom  
18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert worden ist, verord-
net der Senat:

Artikel 1 
Änderung der SARS-CoV-2- 

Infektionsschutzmaßnahmenverordnung
Die SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom 

14. Dezember 2020, verkündet am 15. Dezember 2020 nach § 2 Ab-
satz 1 des Gesetzes über die Verkündung von Gesetzen und Rechts-
verordnungen vom 29. Januar 1953 (GVBl. S.  106), das zuletzt 
durch Artikel  V des Gesetzes vom 9. November 1995 (GVBl. 
S. 764) geändert worden ist, und nachträglich im Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt für Berlin (GVBl. S.  1463) bekannt gemacht, die 
durch Verordnung vom 22. Dezember 2020, verkündet am 22. De-
zember 2020 nach § 2 Absatz 1 des Gesetzes über die Verkündung 
von Gesetzen und Rechtsverordnungen verkündet und nachträglich 
im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin (GVBl. S.  1573) be-
kannt gemacht, geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 Nach der Angabe zu § 13 wird folgende Angabe eingefügt:
„§ 13a Berufliche Bildung“

b)	 Die Angabe zum 4. Teil wird wie folgt gefasst:
„4 Teil (weggefallen)“.

c)	 Die Angabe zu § 24 wird wie folgt gefasst:
„§ 24 (weggefallen)“.

d)	 Die Angabe zu § 25 wird wie folgt gefasst:
„§ 25 (weggefallen)“.

e)	 Die Angabe zu § 26 wird wie folgt gefasst:
„§ 26 (weggefallen)“.

2.	 In § 2 Absatz 4 werden die Wörter „oder mit Angehörigen eines 
weiteren Haushaltes“ durch die Wörter „und zusätzlich mit 
höchstens einer weiteren Person“ ersetzt, die Wörter „; es gilt 
eine Personenobergrenze von höchstens fünf zeitgleich anwe-
senden Personen“ werden gestrichen und nach dem Wort „wo-
bei“ werden die Wörter „bei Alleinerziehenden“ eingefügt.

3.	 § 9 Absatz 7 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 1 werden die Wörter „oder mit Angehörigen eines 

weiteren Haushaltes“ durch die Wörter „und zusätzlich mit 
höchstens einer weiteren Person“ ersetzt, die Wörter „; es 
gilt eine Personenobergrenze von höchstens fünf zeitgleich 
anwesenden Personen“ werden gestrichen und nach dem 
Wort „wobei“ werden die Wörter „bei Alleinerziehenden“ 
eingefügt.

b)	 Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.
4.	 § 13 wird wie folgt geändert:

a)	 Dem Absatz 3 wird folgender Satz 2 angefügt:
„Abweichungen von Satz 1 zum Zwecke einer an das Infek-
tionsgeschehen angepassten Wiederaufnahme des Lehr- und 
Betreuungsbetriebs in Präsenz bestimmt die für Bildung zu-
ständige Senatsverwaltung durch Rechtsverordnung nach 
§ 27 Absatz 1 und Absatz 2.“

Zweite Verordnung
zur Änderung der 

SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung
Vom 6. Januar 2021

b)	 In Absatz 4 werden die Wörter „für Minderjährige“ gestri-
chen und nach dem Wort „darf“ die Wörter „vorbehaltlich 
des Absatzes 5“ eingefügt.

c)	 Dem Absatz 5 wird folgender Satz 3 angefügt:
„Prüfungen an Volkshochschulen und an sonstigen Einrich-
tungen der Erwachsenenbildung dürfen durchgeführt wer-
den, sofern hierbei ein Abstand zwischen den anwesenden 
Personen von mindestens 1,5 Metern gewährleistet ist und 
eine Mund-Nasen-Bedeckung getragen wird.“

5.	 Nach § 13 wird folgender neuer § 13a eingefügt:

„§ 13a 
Berufliche Bildung

(1) Prüfungen in der beruflichen Bildung, insbesondere Prüfun-
gen nach dem Berufsbildungsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 4. Mai 2020 (BGBl. I S. 920) und der Handwerks-
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. September 
1998 (BGBl. I S. 3074; 2006 I S. 2095), die zuletzt durch Arti-
kel 21 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3256) 
geändert worden ist, sowie sonstige Prüfungen im Bereich der 
beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung dürfen unter Beach-
tung der grundsätzlichen Pflichten sowie der Schutz- und Hygi-
eneregeln dieser Verordnung in Präsenzform durchgeführt wer-
den. Zulässig in Präsenzform sind mündliche, schriftliche und 
praktische Prüfungen, einschließlich Prüfungen sportlicher und 
musikalischer Art.

(2) Die Verantwortlichen für Angebote beruflicher Bildung 
sind grundsätzlich gehalten, zur Vermeidung physisch sozialer 
Kontakte den Lehrbetrieb vorrangig in alternativen Formen zum 
Präsenzunterricht durchzuführen, sofern dies möglich und mit 
dem Lernziel vereinbar ist. Bei Durchführung in Präsenzform ist 
die Einhaltung der Bestimmungen dieser Verordnung zu ge-
währleisten.

(3) Für Maßnahmen zur Förderung der Eingliederung in den 
Arbeitsmarkt gilt Absatz 2 entsprechend.“

6.	 § 14 Absatz 3 wird aufgehoben.
7.	 § 15 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen und in Satz 1 
werden vor dem Wort „dürfen“ die Wörter „und Kantinen“ 
eingefügt.

b)	 Absatz 2 wird aufgehoben.
8.	 § 17 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Satz 1 gilt nicht für medizinisch notwendige Behandlun-
gen, insbesondere Physio- und Ergotherapie, Logopädie, 
Podologie, Fußpflege und Behandlungen durch Heilprakti-
kerinnen und Heilpraktiker.“

b)	 Folgender Absatz 3 wird angefügt:
„(3) Fahrschulen dürfen weder für den Publikumsverkehr 

geöffnet werden noch ihre Dienste anbieten. Satz 1 gilt nicht 
im Rahmen des Erwerbs von Fahrerlaubnissen durch Ange-
hörige kommunaler Unternehmen oder staatlicher Stellen zu 
dienstlichen Zwecken.“



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      77. Jahrgang      Nr. 1      9. Januar 2021 5

Publikumsverkehr öffnet oder Dienstleistungen einer 
Fahrschule anbietet und keine Ausnahme nach Satz 2 
vorliegt,“

g)	 In Nummer 53 wird das Komma am Ende durch einen Punkt 
ersetzt.

h)	 Die Nummern 54 bis 57 werden aufgehoben.
12.	In § 31 wird die Angabe „10.“ durch die Angabe „31.“ ersetzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 6. Januar 2021

Der Senat von Berlin

Michael  M ü l l e r
Regierender Bürgermeister 

Dilek  K a l a y c i
Senatorin für Gesundheit, 
Pflege und Gleichstellung

9.	 § 18 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 4 werden nach dem Wort „Hochschulen“ 

die Wörter „und als dienstlich veranlasster Sport staatlicher 
Einrichtungen“ eingefügt.

b)	 In Absatz 4 Satz 1 werden nach der Angabe „Nummer 4“ die 
Wörter „und als dienstlich veranlasster Sport staatlicher 
Einrichtungen“ eingefügt.

10.	Der 4. Teil wird aufgehoben.
11.	§ 29 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Nummer 3 wird aufgehoben.
b)	 Nummer 19 wird aufgehoben.
c)	 Nummer 25 wird aufgehoben.
d)	 In Nummer 28 wird die Angabe „Absatz 1“ gestrichen, nach 

dem Wort „Gaststätte“ werden die Wörter „oder eine Kanti-
ne“ und vor dem Wort „keine“ die Wörter „entgegen § 15 
Satz 3“ eingefügt.

e)	 Nummer 29 wird aufgehoben.
f)	  Nach Nummer 36 wird folgende Nummer 36a eingefügt:

„36a. �entgegen § 17 Absatz 3 Satz 1 eine Fahrschule für den 
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Teil 2 
Sonderregelungen für alle beruflichen Schulen

§ 2 
Unterrichtsgestaltung und schulisch  

angeleitetes Lernen zu Hause
(1) Die Teilnahme am schulisch angeleiteten Lernen zu Hause gilt 

als Unterrichtsteilnahme.
(2) Die Möglichkeit des Zugangs zum schulisch angeleiteten Ler-

nen zu Hause ist für alle Schülerinnen und Schüler sowie Studieren-
den zu gewährleisten. Für das Lernen zu Hause entwickelt jede 
Schule ein Verfahren zur Verbindung von Präsenzunterricht und 
schulisch angeleitetem Lernen zu Hause entsprechend den Vorgaben 
der Schulaufsichtsbehörde.

§ 3 
Lernerfolgskontrollen und Anzahl der  

Klassenarbeiten und Klausuren
(1) Klassenarbeiten oder Klausuren gemäß §  17 Absatz  1 der 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Fachoberschule, § 12 
Absatz 1 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufs-
oberschule, §  20 Absatz  1 der Berufsfachschulverordnung, §  17 
Absatz 2 und § 53 Absatz 1 der Sozialpädagogikverordnung, § 14 
Absatz 2 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung an der 
staatlichen Fachschule für Heilerziehungspflege und der staatlichen 
Fachschule für Familienpflege im Land Berlin, § 17 Absatz 1 der 
Heilpädagogikverordnung, § 12 Absatz 2 der Fachschulverordnung 
Technik, Agrarwirtschaft und Wirtschaft, § 5 Absatz 1 der Berufs-
schulverordnung, § 14 Absatz 2 der Verordnung über die Integrierte 
Berufsausbildungsvorbereitung werden grundsätzlich in Präsenz 
durchgeführt. Kann eine Klassenarbeit oder Klausur pandemiebe-
dingt aus Gründen des Gesundheits- oder Infektionsschutzes nicht 
in der Schule geschrieben werden, bestimmt die Schulleitung einen 
anderen geeigneten Ort, an dem sie unter Aufsicht einer Lehrkraft 
stattfindet. Bei Schülerinnen und Schülern oder Studierenden, die 
aus gesundheitlichen Gründen während der Pandemie das Haus 
nicht verlassen dürfen, kann auf Antrag und bei Vorlage einer be-
sonders begründeten ärztlichen Bescheinigung, die die Risikositua-
tion der Schülerin oder des Schülers oder der oder des Studierenden 
erläutert (sogenanntes qualifiziertes Attest), die Leistungsüberprü-
fung in Form einer Klassenarbeit oder Klausur im häuslichen Um-
feld unter Aufsicht einer Lehrkraft stattfinden.

(2) Für andere als die in Absatz 1 genannten Lernerfolgskontrol-
len gelten insbesondere die Vorgaben des Handlungsrahmens für das 
Schuljahr 2020/2021. Die Feststellung der Lern-, Leistungs- und 
Kompetenzentwicklung kann auch mittels Videokonferenz erfolgen.

(3) Sofern im Schuljahr 2020/2021 in einer Klasse pandemiebe-
dingt insgesamt mehr als vier Unterrichtswochen je Schulhalbjahr 
oder Semester kein Präsenzunterricht stattfindet, kann die jeweils 
vorgegebene Mindestzahl an Klassenarbeiten oder Lernerfolgskont-
rollen je Unterrichtsfach und Lernfeld abweichend von §  17 Ab-
satz 2 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Fachober-
schule in Verbindung mit Anlage 4 zur Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnung für die Fachoberschule, § 12 Absatz 2 der Ausbildungs- 
und Prüfungsverordnung für die Berufsoberschule in Verbindung 
mit Anlage 3 zur Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Be-
rufsoberschule, § 20 Absatz 2 der Berufsfachschulverordnung, § 17 

Auf Grund von § 14 Absatz 5, § 15 Absatz 4, § 29 Absatz 6, § 30 
Absatz 5, § 31 Absatz 4, § 32 Absatz 4, § 34 Absatz 3, § 39, § 54 Ab-
satz 7, § 57 Absatz 3, § 58 Absatz 10, § 59 Absatz 7 und § 60 Absatz 4 
des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S.  26), das zuletzt 
durch Artikel 35 des Gesetzes vom 12. Oktober 2020 (GVBl. S. 807) 
geändert worden ist, sowie § 14 Absatz 2 des Sozialberufe-Anerken-
nungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Oktober 
2004 (GVBl. S. 443), das zuletzt durch Artikel 31 des Gesetzes vom 
12. Oktober 2020 (GVBl. S. 807) geändert worden ist, verordnet die 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie:

Teil 1 
Allgemeines

§ 1 
Anwendungsbereich

Diese Verordnung regelt die im Hinblick auf die im Schuljahr 
2020/2021 im Land Berlin pandemiebedingt aus Gründen des Infek-
tions- oder Gesundheitsschutzes eintretenden Einschränkungen des 
Unterrichtsbetriebs an den beruflichen Schulen erforderlichen Ab-
weichungen von den Vorgaben der Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung für die Fachoberschule vom 17. Januar 2006 (GVBl. S. 49), 
die zuletzt durch Artikel 22 der Verordnung vom 1. September 2020 
(GVBl. S. 683) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung, der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufsober-
schule vom 6. März 2005 (GVBl. S. 141), die zuletzt durch Arti-
kel 21 der Verordnung vom 1. September 2020 (GVBl. S. 683) ge-
ändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, der Berufsfach-
schulverordnung vom 14. Juli 2009 (GVBl. S.  327), die zuletzt 
durch Artikel 18 der Verordnung vom 1. September 2020 (GVBl. 
S. 683) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Berufsfachschule für 
Altenpflege vom 11. März 2004 (GVBl. S. 127), die zuletzt durch 
§ 11 Absatz 6 des Gesetzes vom 21. April 2016 (GVBl. S. 218) ge-
ändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, der Sozialpäda-
gogikverordnung vom 13. Juni 2016 (GVBl. S.  388), die zuletzt 
durch Artikel 4 der Verordnung vom 22. Juli 2019 (GVBl. S. 479) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, der Verord-
nung über die Ausbildung und Prüfung an der staatlichen Fachschu-
le für Heilerziehungspflege und der staatlichen Fachschule für Fa-
milienpflege im Land Berlin vom 14. Oktober 2008 (GVBl. S. 318), 
die zuletzt durch Artikel 26 der Verordnung vom 1. September 2020 
(GVBl. S. 683) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung, der Heilpädagogikverordnung vom 2. Februar 2015 (GVBl. 
S. 11, 39), die durch Artikel 14 der Verordnung vom 28. September 
2016 (GVBl. S. 803) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, der Fachschulverordnung Technik, Agrarwirtschaft und 
Wirtschaft vom 30. April 2014 (GVBl. S.  125), die zuletzt durch 
Artikel 28 der Verordnung vom 1. September 2020 (GVBl. S. 683) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, der Berufs-
schulverordnung vom 13. Februar 2007 (GVBl. S. 54), die zuletzt 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 22. Juli 2019 (GVBl. S. 479) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung und der Ver-
ordnung über die Integrierte Berufsausbildungsvorbereitung vom 
22. Juli 2019 (GVBl. S. 479) in der jeweils geltenden Fassung.

Verordnung
zur Anpassung von Bestimmungen für die beruflichen Schulen in Berlin zur  
Bewältigung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Schuljahr 2020/2021  

(Berufliche-Schulen-COVID-19-Verordnung 2020/2021)
Vom 7. Januar 2021
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Absatz 1 Satz 3 der Sozialpädagogikverordnung in Verbindung mit 
Anlage 2 zur Sozialpädagogikverordnung sowie § 53 Absatz 1 der 
Sozialpädagogikverordnung, § 14 Absatz 1 Satz 4 und 5, § 72 Ab-
satz 1 sowie den Anlagen 2.1 und 2.2 der Verordnung über die Aus-
bildung und Prüfung an der staatlichen Fachschule für Heilerzie-
hungspflege und der staatlichen Fachschule für Familienpflege im 
Land Berlin, § 17 Absatz 1 Satz 3 in Verbindung mit Anlage 2.1 und 
2.2 der Heilpädagogikverordnung, § 5 Absatz 2 Satz 1 der Berufs-
schulverordnung in Verbindung mit Anlage 2 zur Berufsschulver-
ordnung und § 14 Absatz 2 Satz 2 und 5 der Verordnung über die 
Integrierte Berufsausbildungsvorbereitung im Schuljahr 2020/2021 
unterschritten werden, wobei in jedem Schulhalbjahr oder Semester 
in jedem Unterrichtsfach und Lernfeld jedoch mindestens eine Klas-
senarbeit oder Klausur zu schreiben ist. Die Entscheidung trifft die 
jeweilige Schulleiterin oder der jeweilige Schulleiter.

§ 4 
Leistungsbewertung

(1) Die während des schulisch angeleiteten Lernens zu Hause er-
brachten Leistungen werden zur Leistungsbewertung herangezogen. 
Dabei sind der Zugang zu den Aufgabenstellungen beim schulisch 
angeleiteten Lernen zu Hause und die den Schülerinnen und Schü-
lern oder Studierenden für die Aufgabenbearbeitung zur Verfügung 
stehenden technischen Möglichkeiten angemessen zu berücksichti-
gen. Bei Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf im Förderschwerpunkt „Lernen“ dürfen Aufgaben im 
Rahmen des schulisch angeleiteten Lernens zu Hause, die nicht im 
Präsenzunterricht eingeführt und pädagogisch begleitet werden, 
nicht zu einer Verschlechterung bei der Bildung der Zeugnisnote 
führen.

(2) Unentschuldigt nicht erbrachte Leistungen beim schulisch an-
geleiteten Lernen sind mit der Note ungenügend zu bewerten. Als 
nicht erbracht gilt eine Leistung, wenn der zuvor festgelegte Abga-
bezeitraum, der mindestens einen Schultag zu betragen hat, über-
schritten wird. Eine nicht erbrachte Leistung gilt als entschuldigt, 
wenn die Schülerin oder der Schüler oder die oder der Studierende 
die Nichterbringung nicht zu vertreten hat und dies der Schule 
gegenüber glaubhaft macht.

(3) Kann im Schuljahr 2020/2021 in einem Schulhalbjahr oder 
Semester infolge der Anordnung schulisch angeleiteten Lernens zu 
Hause eine Benotung oder Leistungsbewertung im Fach Sport auf 
der Grundlage erbrachter Leistungen nicht erfolgen, kann stattdes-
sen eine mündliche oder schriftliche Ersatzleistung erbracht werden.

(4) Sofern bei der Bildung der Halbjahresnote oder der Semester-
note nach § 21 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die 
Fachoberschule, § 17 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
die Berufsoberschule, § 24 der Berufsfachschulverordnung, § 20 der 
Sozialpädagogikverordnung, §§ 17 und 72 der Verordnung über die 
Ausbildung und Prüfung an der staatlichen Fachschule für Heiler-
ziehungspflege und der staatlichen Fachschule für Familienpflege 
im Land Berlin, § 20 der Heilpädagogikverordnung, § 9 der Berufs-
schulverordnung und § 17 der Verordnung über die Integrierte Be-
rufsausbildungsvorbereitung eine Gewichtung der einzelnen Leis-
tungen entsprechend den Vorgaben der vorgenannten Bestimmungen 
im Schuljahr 2020/2021 auf Grund pandemiebedingter Auswirkun-
gen nicht möglich ist, erfolgt abweichend von § 21 Absatz 2 Satz 2 
der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Fachoberschule, 
§ 17 Absatz 2 Satz 2 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
die Berufsoberschule, § 24 Absatz 1 Satz 3 der Berufsfachschulver-
ordnung, § 20 Absatz 1 Satz 2 der Sozialpädagogikverordnung, § 17 
Absatz 1 Satz 2 und § 72 Absatz 2 Satz 2 der Verordnung über die 
Ausbildung und Prüfung an der staatlichen Fachschule für Heiler-
ziehungspflege und der staatlichen Fachschule für Familienpflege 
im Land Berlin, § 20 Absatz 1 Satz 2 der Heilpädagogikverordnung, 
§ 9 Absatz 2 der Berufsschulverordnung und § 17 Absatz 1 in Ver-
bindung mit Anlage 3 der Verordnung über die Integrierte Berufs-
ausbildungsvorbereitung eine Gewichtung nach pädagogischem Er-
messen der unterrichtenden Lehrkraft oder Lehrkräfte.

(5) Kann in einem Fach oder Lernfeld aus Gründen, die die Schü-
lerin oder der Schüler oder die Studierende oder der Studierende 
nicht zu vertreten hat, insbesondere wegen pandemiebedingten 
Unterrichtsausfalls, keine Halbjahres- oder Semesternote nach Ab-
satz  4 gebildet werden, bleibt dieses Fach oder Lernfeld für die 
Entscheidung über die Probezeit, die Versetzung und das Aufrücken, 
das Bestehen der fachpraktischen Ausbildung, die Zulassung zur 
Abschlussprüfung sowie den Abschluss des Bildungsganges der In-
tegrierten Berufsausbildungsvorbereitung und den Erwerb des Ab-
schlusszeugnisses der Berufsfachschule mit Kammerprüfung unbe-
rücksichtigt. Satz 1 gilt für Projekte entsprechend.

§ 5 
Zentrale und dezentrale schriftliche Prüfungen

(1) Für die Prüfungsaufgaben der schriftlichen Prüfungen im 
Schuljahr 2020/2021 sind § 55 der Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung für die Fachoberschule, §  38 der Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung für die Berufsoberschule, §§ 38 und 59 der Berufs-
fachschulverordnung, § 41 der Verordnung über die Ausbildung und 
Prüfung an der staatlichen Fachschule für Heilerziehungspflege und 
der staatlichen Fachschule für Familienpflege im Land Berlin, § 40 
der Heilpädagogikverordnung, § 24 der Fachschulverordnung Tech-
nik, Agrarwirtschaft und Wirtschaft und § 28 Absatz 4 der Berufs-
schulverordnung nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 anzuwenden.

(2) Die zentralen schriftlichen Prüfungsaufgaben in allen fach-
richtungsbezogenen Prüfungsfächern der Fachoberschule und der 
Berufsoberschule werden rechtzeitig vor dem Tag der Prüfung auf 
dem ISQ-Server als PDF-Datei und Worddatei zur Verfügung ge-
stellt. Die Schulleiterin oder der Schulleiter oder die Abteilungslei-
terin oder der Abteilungsleiter prüft im Benehmen mit den im Prü-
fungsjahrgang unterrichtenden Lehrkräften der Prüfungsfächer, ob 
die danach für die Prüfung relevanten Themen im Unterricht be-
handelt wurden. Aufgaben, bei denen dieses Kriterium nicht erfüllt 
ist, sind durch die unterrichtenden Lehrkräfte in der Aufgabenstel-
lung und dem Erwartungshorizont sowie dem Deckblatt anzupassen 
oder zu ersetzen. Der Schulleiterin oder dem Schulleiter sind die 
angepassten oder ersetzenden Aufgaben zur Genehmigung vorzule-
gen. In den Fällen des Satzes 3 sind den Prüflingen zum Prüfungs-
termin die angepassten oder ersetzenden Prüfungsaufgaben auszu-
händigen, ohne dass die vorgenommene Anpassung oder Ersetzung 
für sie erkennbar ist. Bei Teilaufgaben ist es zulässig, lediglich den 
Erwartungshorizont im Verhältnis an die im Unterricht erfolgte Prü-
fungsvorbereitung anzupassen.

(3) In besonders begründeten Fällen kann es die Schulaufsichts-
behörde auf Antrag der Schulleiterin oder des Schulleiters zulassen, 
dass der Umschlag mit den dezentralen schriftlichen Prüfungsauf-
gaben bereits vor dem Tag der Prüfung von der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter oder der Abteilungsleiterin oder dem Abteilungs-
leiter geöffnet und ein Verfahren entsprechend Absatz 2 Satz 2 bis 6 
durchgeführt wird. Ein besonders begründeter Fall nach Satz 1 liegt 
insbesondere vor, wenn die Prüfungsvorbereitung der jeweiligen 
Lerngruppe durch ein pandemiebedingt angeordnetes schulisch an-
geleitetes Lernen zu Hause in den letzten acht Wochen vor der Prü-
fung beeinträchtigt worden ist.

§ 6 
Mündliche Prüfungen

(1) Im ersten Halbjahr des Schuljahres 2020/2021 anstehende 
mündliche Prüfungen im Sinne von § 27 Absatz 1 und § 59 Absatz 1 
und 2 der Berufsfachschulverordnung, § 30 Absatz 1 in Verbindung 
mit §  31 Absatz  1 der Sozialpädagogikverordnung, §  28 der Ver-
ordnung über die Ausbildung und Prüfung an der staatlichen Fach-
schule für Heilerziehungspflege und der staatlichen Fachschule für 
Familienpflege im Land Berlin, § 31 Absatz 1 und 2 der Heilpädago-
gikverordnung, § 14 Absatz 1 in Verbindung mit § 15 Absatz 1 der 
Fachschulverordnung Technik, Agrarwirtschaft und Wirtschaft, die 
auf Grund pandemiebedingter Auswirkungen auf den Schulbetrieb, 
insbesondere teilweiser oder vollständiger Schulschließungen, nicht 
bis zum Ende des ersten Halbjahres des Schuljahres 2020/2021 ab-
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erziehungspflege und der staatlichen Fachschule für Familienpflege 
im Land Berlin, § 34 Absatz 1 und 2 der Heilpädagogikverordnung 
sowie § 18 Absatz 1 und 2 der Fachschulverordnung Technik, Agrar-
wirtschaft und Wirtschaft dürfen bei den im Schuljahr 2020/2021 
durchzuführenden mündlichen Prüfungen nach Maßgabe der infek-
tionsschutzrechtlichen Vorschriften, insbesondere der SARS-CoV-2- 
Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom 14. Dezember 2020, 
die am 15. Dezember 2020 nach § 2 Absatz 1 des Gesetzes über die 
Verkündung von Gesetzen und Rechtsverordnungen vom 29. Januar 
1953 (GVBl. S. 106), das zuletzt durch Artikel V des Gesetzes vom 
9. November 1995 (GVBl. S. 764) geändert worden ist, verkündet 
und mit Datum vom 15. Dezember 2020 nachträglich im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin (GVBl. S. 1463) bekannt gemacht 
worden ist, und die durch die Verordnung vom 22. Dezember 2020, 
die nach § 2 Absatz 1 des vorgenannten Gesetzes verkündet und mit 
Datum vom 28. Dezember 2020 nachträglich im Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt für Berlin (GVBl. S. 1573) bekannt gemacht worden 
ist, geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung und der 
Schul-Hygiene-Covid-19-Verordnung vom 24. November 2020 
(GVBl. S. 894), die zuletzt durch die Verordnung vom 18. Dezem-
ber 2020 (GVBl. S. 1516) geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung, anwesend sein.

§ 9 
Sonstige Fristen im Prüfungsverfahren

(1) Von den Vorgaben zu Fristen im Prüfungsverfahren gemäß 
§ 44 Absatz 2, § 54 Absatz 1, § 57 Absatz 4 und § 58 Absatz 6 der 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Fachoberschule, § 27 
Absatz 2, § 37 Absatz 1, § 40 Absatz 5 und § 41 Absatz 6 der Aus-
bildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufsoberschule, § 27 
Absatz 2, § 40 Absatz 3 und § 42 Absatz 6 der Berufsfachschulver-
ordnung, § 30 Absatz 1 und 2, § 42 Absatz 3, § 44 Absatz 2 und § 57 
Absatz 1 und 3 der Sozialpädagogikverordnung, § 29 Absatz 2, § 37 
Absatz 1, § 43 Absatz 4, § 73 Absatz 2 und § 77 Absatz 2 der Ver-
ordnung über die Ausbildung und Prüfung an der staatlichen Fach-
schule für Heilerziehungspflege und der staatlichen Fachschule für 
Familienpflege im Land Berlin, § 30 Absatz 1 und 2, § 31 Absatz 1, 
§ 42 Absatz 3 und § 44 Absatz 2 der Heilpädagogikverordnung so-
wie § 14 Absatz 1 und 2 und § 26 Absatz 1 der Fachschulverordnung 
Technik, Agrarwirtschaft und Wirtschaft kann im Schuljahr 
2020/2021 abgewichen werden, soweit dies auf Grund der pande-
miebedingten Ausnahmesituation, insbesondere aus schulorganisa-
torischen Gründen, erforderlich ist. Die Entscheidung obliegt der 
jeweiligen Schulleiterin oder dem jeweiligen Schulleiter nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Ein angemessener zeitlicher Vorlauf zur 
Prüfungsvorbereitung der Schülerinnen und Schüler und der Studie-
renden ist dabei zu berücksichtigen.

(2) Sollten die Vorkonferenz, die mündliche Prüfung oder die 
Schlusskonferenz bei im ersten Halbjahr des Schuljahres 2020/2021 
anstehenden Prüfungen aus pandemiebedingten Gründen nach dem 
letzten Schultag des ersten Halbjahres des Schuljahres 2020/2021 
und vor dem Ende der ersten Unterrichtswoche des zweiten Halb-
jahres des Schuljahres 2020/2021 durchgeführt werden, bestimmen 
sich die Fristen gemäß § 42 Absatz 5 Satz 3 der Berufsfachschulver-
ordnung, §  30 Absatz  3 Satz  3 Nummer  1 und §§  43, 45 Satz  2 
Nummer 2 der Sozialpädagogikverordnung, § 37 Absatz 3 Satz 2, 
§ 46 Satz 2 und § 84 Satz 2 Nummer 2 der Verordnung über die Aus-
bildung und Prüfung an der staatlichen Fachschule für Heilerzie-
hungspflege und der staatlichen Fachschule für Familienpflege im 
Land Berlin, § 30 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 und § 43 der Heilpäd-
agogikverordnung sowie § 26 Absatz 2 und § 27 Absatz 2 der Fach-
schulverordnung Technik, Agrarwirtschaft und Wirtschaft mit der 
Maßgabe, dass anstelle von Unterrichtstagen Arbeitstage mit Aus-
nahme des Sonnabends treten. Sollten die Vorkonferenz, die münd-
liche Prüfung oder die Schlusskonferenz bei im zweiten Halbjahr 
des Schuljahres 2020/2021 anstehenden Prüfungen aus pandemiebe-
dingten Gründen nach dem letzten Schultag des zweiten Halbjahres 
des Schuljahres 2020/2021 und vor dem Ende der ersten Unter-
richtswoche des Schuljahres 2021/2022 durchgeführt werden, be-
stimmen sich die Fristen gemäß § 58 Absatz 5 Satz 3 der Ausbil-

gelegt werden können, sind spätestens bis zum Ende der ersten 
Unterrichtswoche des zweiten Halbjahres des Schuljahres 2020/2021 
durchzuführen.

(2) Im zweiten Halbjahr des Schuljahres 2020/2021 anstehende 
mündliche Prüfungen im Sinne von § 44 Absatz 1 der Ausbildungs- 
und Prüfungsverordnung für die Fachoberschule, § 27 Absatz 1 der 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufsoberschule, 
§ 27 Absatz 1 und § 59 Absatz 1 und 2 der Berufsfachschulverord-
nung, § 30 Absatz 1 in Verbindung mit § 31 Absatz 1 der Sozialpäd-
agogikverordnung, § 28 der Verordnung über die Ausbildung und 
Prüfung an der staatlichen Fachschule für Heilerziehungspflege und 
der staatlichen Fachschule für Familienpflege im Land Berlin, § 31 
Absatz 1 und 2 der Heilpädagogikverordnung, § 14 Absatz 1 in Ver-
bindung mit § 15 Absatz 1 der Fachschulverordnung Technik, Ag-
rarwirtschaft und Wirtschaft und § 53 Absatz 2 der Verordnung über 
die Integrierte Berufsausbildungsvorbereitung, die aus den in Ab-
satz 1 genannten Gründen nicht bis zum Ende des Schuljahres ab-
gelegt werden können, sind spätestens bis zum Ende der ersten 
Unterrichtswoche des Schuljahres 2021/2022 durchzuführen.

§ 7 
Ausschüsse, Videoübertragung und andere  

digitale Formate in den Prüfungen
(1) Für die im Schuljahr 2020/2021 zu bildenden Ausschüsse gilt 

im Fall der Fortdauer der Pandemie zum Zeitpunkt der Prüfung auch 
ein Ausschussmitglied als anwesend im Sinne von § 53 Satz 1 und 2 
der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Fachoberschule, 
§ 36 Satz 1 und 2 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die 
Berufsoberschule, § 35 Absatz 4 Satz 1 und 2 der Berufsfachschul-
verordnung, §  32 Absatz  5 Satz  1 und 2 der Sozialpädagogikver-
ordnung, § 31 Absatz 7 Satz 1 und 2 der Verordnung über die Aus-
bildung und Prüfung an der staatlichen Fachschule für Heilerzie-
hungspflege und der staatlichen Fachschule für Familienpflege im 
Land Berlin, § 32 Absatz 5 Satz 1 und 2 der Heilpädagogikverord-
nung, § 16 Absatz 5 Satz 1 und 2 der Fachschulverordnung Technik, 
Agrarwirtschaft und Wirtschaft, §  46 Absatz  3 Satz  2 und 3 der 
Verordnung über die Integrierte Berufsausbildungsvorbereitung und 
§ 11 Absatz 3 Satz 1 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die 
Berufsfachschule für Altenpflege, das mittels Video- oder Telefon-
konferenz dem jeweiligen Ausschuss zugeschaltet wird. Bei der 
Durchführung von Prüfungen sind nur Videokonferenzen zulässig. 
Über die Befreiung des Ausschussmitglieds von der Pflicht zur per-
sönlichen Anwesenheit und der Zuschaltung mittels Video- und 
Telefonkonferenz entscheidet die oder der Prüfungsvorsitzende 
nach Vorgaben der Schulaufsichtsbehörde.

(2) Prüflinge können im Schuljahr 2020/2021 zur Prüfungsteil-
nahme mittels Videokonferenz zugelassen werden, wenn im Fall der 
Fortdauer der Pandemie zum Zeitpunkt der Prüfung sie oder eine 
mit ihnen in einem gemeinsamen Haushalt lebende Person einer 
Personengruppe angehören, die nach bisherigen Erkenntnissen des 
Robert Koch-Instituts ein höheres Risiko für einen schweren Verlauf 
einer COVID-19-Erkrankung hat oder sie wegen einer infektions-
schutzrechtlichen Anordnung des Gesundheitsamtes nicht am Prü-
fungsort erscheinen dürfen und sie die Prüfungsteilnahme mittels 
Videokonferenz bei der oder dem Prüfungsvorsitzenden unverzüg-
lich nach Bekanntwerden des Antragsgrundes und spätestens bis zu 
fünf Arbeitstage vor dem anberaumten Prüfungstermin beantragt 
haben. Die Gründe für die beantragte Prüfungsteilnahme mittels 
Videokonferenz gemäß Satz 1 sind durch ein qualifiziertes ärztliches 
Attest im Sinne von § 3 Absatz 1 Satz 3 nachzuweisen.

§ 8 
Zuhörerinnen und Zuhörer

Zuhörerinnen und Zuhörer gemäß § 47 Absatz 1 der Ausbildungs- 
und Prüfungsverordnung für die Fachoberschule, § 30 Absatz 1 der 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufsoberschule, 
§ 30 Absatz 1 der Berufsfachschulverordnung, § 34 Absatz 1 und 2 
der Sozialpädagogikverordnung, § 35 Absatz 1 der Verordnung über 
die Ausbildung und Prüfung an der staatlichen Fachschule für Heil-
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dungs- und Prüfungsverordnung für die Fachoberschule und § 41 
Absatz 5 Satz 3 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die 
Berufsoberschule sowie gemäß den in Satz  1 genannten Bestim-
mungen mit der in Satz 1 genannten Maßgabe.

Teil 3 
Sonderregelungen für die einzelnen beruflichen Schulen

Kapitel 1 
Sonderregelungen für die Fachoberschule

§ 10 
Aufnahmevoraussetzungen für den  

zweijährigen Bildungsgang in Vollzeitform
(1) Abweichend von § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der Ausbil-

dungs- und Prüfungsverordnung für die Fachoberschule kann im 
Schuljahr 2021/2022 in den zweijährigen Bildungsgang der Fach-
oberschule in Vollzeitform auch aufgenommen werden, wer aus 
pandemiebedingten, nicht selbst zu vertretenden Gründen trotz 
mindestens zweifacher Bewerbung eine Zusage für einen Prakti-
kumsplatz nicht nachweisen kann. Die Aufnahme erfolgt unter Wi-
derrufsvorbehalt.

(2) Der Nachweis über einen Praktikumsplatz ist nach erfolgter 
Aufnahme unverzüglich, spätestens jedoch bis zum 1. Oktober 2021, 
nachzureichen. Die Aufnahme ist vorbehaltlich des Absatzes  3 zu 
widerrufen, wenn die Schülerin oder der Schüler innerhalb der Frist 
nach Satz 1 keinen Praktikumsplatz gegenüber der Schule nachweist.

(3) Sofern dies aus schulorganisatorischen Gründen möglich ist, 
kann die jeweilige Schule für Schülerinnen und Schüler, die aus von 
ihnen nicht zu vertretenden Gründen die Frist gemäß Absatz 2 Satz 1 
nicht einhalten konnten, ein Schulpraktikum als Ersatz für das Prak-
tikum anbieten. Die Schulleiterin oder der Schulleiter entscheidet 
über Inhalt und Ausgestaltung eines solchen Schulpraktikums im 
Einvernehmen mit der Schulaufsichtsbehörde. Wird ihnen ein 
Schulpraktikum nach Satz 1 angeboten, sind die Schülerinnen und 
Schüler verpflichtet, dieses zu absolvieren und eine Ersatzleistung 
mit fachpraktischem Bezug zu erbringen. Kommen die Schülerin-
nen und Schüler in den Fällen des Satzes 3 ihrer Teilnahme- und 
Leistungspflicht nach, wird von dem Widerruf der Aufnahmeent-
scheidung abgesehen.

(4) Wird die Aufnahme widerrufen, sind die Schülerinnen und 
Schüler innerhalb der Aufnahmefrist des §  2 Absatz  3 Satz  2 der 
Verordnung über die Integrierte Berufsausbildungsvorbereitung be-
rechtigt, in den Bildungsgang der Integrierten Berufsausbildungs-
vorbereitung zu wechseln und werden auf ihren Antrag in den Bil-
dungsgang aufgenommen.

§ 11 
Aufnahme für den einjährigen Bildungsgang

Können einem Aufnahmeantrag gemäß § 6 Absatz 3 der Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung für die Fachoberschule zur Auf-
nahme in den einjährigen Bildungsgang zum Schuljahr 2021/2022 
ein Zeugnis oder ein sonstiger Nachweis über den nach § 4 Absatz 2 
und § 5 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Fachober-
schule geforderten Abschluss nicht beigefügt werden, weil sie der 
Bewerberin oder dem Bewerber zum Zeitpunkt der Antragstellung 
wegen pandemiebedingt noch nicht durchgeführter mündlicher Ab-
schlussprüfung nicht vorliegen, sind sie nach Erhalt unverzüglich 
nachzureichen. Liegen in den Fällen des Satzes 1 die erforderlichen 
Nachweise zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Aufnahme-
antrag nicht vor, erfolgt die Aufnahme unter Widerrufsvorbehalt. 
Die Aufnahme ist zu widerrufen, wenn feststeht, dass die fehlenden 
Nachweise für den Berufsabschluss wegen Nichtbestehens der Prü-
fung nicht erbracht werden können.

§ 12 
Durchführung des Praktikums

(1) Ausfallzeiten, die infolge der Corona-Pandemie entstanden 
sind und von der Schülerin oder dem Schüler nicht zu vertreten sind, 

werden abweichend von § 14 Absatz 4 der Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung für die Fachoberschule im Schuljahr 2020/2021 
stets auf das Praktikum angerechnet.

(2) Praktika, die die Schülerinnen und Schüler im Schuljahr 
2020/2021 pandemiebedingt aus von ihnen nicht zu vertretenden 
Gründen nicht haben antreten können, bleiben bei der Entschei-
dung über die Probezeit, die Versetzung und die Zulassung zur Ab-
schlussprüfung außer Betracht. Anstelle eines Praktikums nach 
Satz 1 ist eine Ersatzleistung mit fachpraktischem Bezug zu erbrin-
gen. Diese Ersatzleistung wird bei den Entscheidungen nach Satz 1 
berücksichtigt.

(3) § 13 Absatz 1 Satz 2 der Ausbildungs- und Prüfungsverord-
nung für die Fachoberschule findet im Schuljahr 2020/2021 keine 
Anwendung, wenn der Verlust des Praktikumsplatzes durch die Co-
rona-Pandemie bedingt ist. Die Schülerin oder der Schüler hat sich 
unverzüglich einen neuen Praktikumsplatz zu suchen. Kann trotz 
einer von der Schulleiterin oder dem Schulleiter zu bestimmenden 
Anzahl an Bewerbungen aus von der Schülerin oder dem Schüler 
nicht zu vertretenden Gründen kein neuer Praktikumsplatz nachge-
wiesen werden, gilt Absatz 2 entsprechend.

§ 13 
Aufnahmevoraussetzungen in die dritte Jahrgangsstufe  

der Fachoberschule
Kann in den Fällen des § 70 der Ausbildungs- und Prüfungsver-

ordnung für die Fachoberschule die Durchschnittsnote von 2,8 oder 
besser nicht rechtzeitig nachgewiesen werden, weil wegen pande-
miebedingt noch nicht durchgeführter mündlicher Abschlussprü-
fung das Zeugnis über die Fachhochschulreife noch nicht erstellt 
werden konnte, erfolgt eine Aufnahme in die dritte Jahrgangsstufe 
der Fachoberschule zum Schuljahr 2021/2022 unter Widerrufsvor-
behalt. Der Nachweis ist unverzüglich nachzureichen. Die Aufnah-
me ist zu widerrufen, wenn nach Vorlage des Zeugnisses feststeht, 
dass die Voraussetzungen für die Aufnahme in die dritte Jahrgangs-
stufe nicht vorliegen.

§ 14 
Sonderregelungen für Fremdenprüfungen  

an der Fachoberschule
Für die Durchführung von Fremdenprüfungen gemäß §  67 Ab-

satz 1 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Fachober-
schule gilt im Schuljahr 2020/2021 § 7 entsprechend.

Kapitel 2 
Sonderregelungen für die Berufsoberschule

§ 15 
Aufnahmevoraussetzungen für die Berufsoberschule

Können einem Aufnahmeantrag gemäß § 6 Absatz 3 der Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung für die Berufsoberschule zum 
Schuljahr 2021/2022 ein Zeugnis oder ein sonstiger Nachweis über 
die Erfüllung der nach § 4 Absatz 1 und 4 und § 5 der Ausbildungs- 
und Prüfungsverordnung für die Berufsoberschule geforderten Auf-
nahmevoraussetzungen nicht beigefügt werden, weil sie der Bewer-
berin oder dem Bewerber zum Zeitpunkt der Antragstellung wegen 
pandemiebedingt noch nicht durchgeführter mündlicher Abschluss-
prüfung nicht vorliegen, sind sie nach Erhalt unverzüglich nachzu-
reichen. Liegen in den Fällen des Satzes 1 die erforderlichen Nach-
weise zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Aufnahmeantrag 
nicht vor, erfolgt die Aufnahme unter Widerrufsvorbehalt. Die Auf-
nahme ist zu widerrufen, wenn feststeht, dass die fehlenden Nach-
weise wegen Nichtbestehens der Prüfung nicht erbracht werden 
können.

§ 16 
Kolloquium zur Facharbeit

(1) Im Schuljahr 2020/2021 gelten Lehrkräfte bei der Durchfüh-
rung von Kolloquien gemäß § 13 Absatz 4 und 5 der Ausbildungs- 
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scheidet in eigener Verantwortung über die Ersatzleistung. Die 
Schülerinnen und Schüler sind rechtzeitig, in der Regel spätestens 
eine Woche vor der Prüfung, über auf Grund von Maßnahmen des 
Infektionsschutzes erforderlich werdende Änderungen des Prü-
fungsablaufes sowie die Erbringung einer Ersatzleistung zu infor-
mieren.

§ 20 
Sonderregelungen für Fremdenprüfungen  

an der Berufsfachschule
Für die Durchführung von Fremdenprüfungen gemäß §  62 Ab-

satz 1 der Berufsfachschulverordnung gilt im Schuljahr 2020/2021 
§ 7 entsprechend.

Kapitel 4 
Sonderregelungen für die staatlichen Fachschulen  

für Sozialpädagogik

§ 21 
Aufnahmeverfahren an den staatlichen Fachschulen  

für Sozialpädagogik
Können einem Aufnahmeantrag gemäß § 8 Absatz 1 der Sozial-

pädagogikverordnung zur Aufnahme an eine staatliche Fachschule 
für Sozialpädagogik zum zweiten Schulhalbjahr des Schuljahres 
2020/2021 oder zum Schuljahr 2021/2022 ein Zeugnis oder ein 
sonstiger Nachweis über die Erfüllung der nach den §§ 5 und 6 der 
Sozialpädagogikverordnung geforderten Aufnahmevoraussetzun-
gen nicht beigefügt werden, weil sie der Bewerberin oder dem Be-
werber zum Zeitpunkt der Antragstellung wegen pandemiebedingt 
noch nicht durchgeführter mündlicher Abschlussprüfung nicht vor-
liegen, sind sie nach Erhalt unverzüglich nachzureichen. Liegen in 
den Fällen des Satzes 1 die erforderlichen Nachweise zum Zeitpunkt 
der Entscheidung über den Aufnahmeantrag nicht vor, erfolgt die 
Aufnahme unter Widerrufsvorbehalt. Die Aufnahme ist zu widerru-
fen, wenn feststeht, dass die fehlenden Nachweise wegen Nichtbe-
stehens der Prüfung nicht erbracht werden können.

§ 22 
Fachpraktische Ausbildung Vollzeit, Facharbeit

(1) Ausfallzeiten, die infolge der Corona-Pandemie entstanden 
sind und von der oder dem Studierenden nicht zu vertreten sind, 
werden abweichend von § 22 Absatz 1 der Sozialpädagogikverord-
nung im Schuljahr 2020/2021 stets auf die Praxisphase angerechnet.

(2) Praxisphasen, die die Studierenden im Schuljahr 2020/2021 
pandemiebedingt aus von ihnen nicht zu vertretenden Gründen nicht 
haben antreten können, bleiben bei der Entscheidung über die Zu-
lassung zur Abschlussprüfung außer Betracht. Anstelle einer Praxis-
phase nach Satz 1 ist eine Ersatzleistung mit fachpraktischem Bezug 
zu erbringen. Diese Ersatzleistung wird bei der Entscheidung nach 
Satz 1 berücksichtigt.

(3) Bei pandemiebedingtem Verlust der Praxisstelle hat sich die 
oder der Studierende unverzüglich eine neue Praxisstelle zu suchen. 
Kann trotz einer von der Schulleiterin oder dem Schulleiter zu be-
stimmenden Anzahl an Bewerbungen aus von der oder dem Studie-
renden nicht zu vertretenden Gründen keine neue Praxisstelle nach-
gewiesen werden, gilt Absatz 2 entsprechend.

(4) Studierende, die sich im ersten oder zweiten Schulhalbjahr des 
Schuljahres 2020/2021 im fünften Semester befinden und die pande-
miebedingt keine vollständige dritte Praxisphase durchlaufen konn-
ten, können abweichend von § 27 Absatz 2 der Sozialpädagogikver-
ordnung das Thema der Facharbeit bis spätestens zum Beginn des 
sechsten Semesters aus der ersten oder zweiten Praxisphase wählen.

§ 23 
Fachpraktische Ausbildung Teilzeit

Die Studierenden haben pandemiebedingte Ausfallzeiten in der 
fachpraktischen Ausbildung in einem zweiten sozialpädagogischen 
Tätigkeitsfeld im Sinne des § 28 Absatz 3 der Sozialpädagogikver-

und Prüfungsverordnung für die Berufsoberschule als anwesend, 
wenn sie mittels Videokonferenz zugeschaltet werden. Über die 
Befreiung der jeweiligen Lehrkraft von der Pflicht zur persönlichen 
Anwesenheit und der Zuschaltung mittels Videokonferenz entschei-
det die jeweilige Schulleiterin oder der jeweilige Schulleiter nach 
Vorgaben der Schulaufsichtsbehörde.

(2) Für Schülerinnen und Schüler ist für die Teilnahme an Kollo-
quien mittels Videokonferenz § 7 Absatz 2 entsprechend anzuwen-
den.

§ 17 
Beurteilung der schriftlichen Prüfungsarbeiten

Für den Fall, dass auf Grund des Pandemiegeschehens die Prü-
fungstermine verschoben werden, kann die Schulaufsichtsbehörde 
abweichend von § 40 Absatz 2 und 4 der Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnung für die Berufsoberschule anordnen, dass die Beurteilung 
der schriftlichen Prüfungsaufgaben im Schuljahr 2020/2021 nach 
Maßgabe der Sätze 2 bis 6 durchzuführen ist. Von einer Zweitkor-
rektur der schriftlichen Prüfungsarbeiten wird regelmäßig abgese-
hen. Die endgültige Note setzt die oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses in der Regel auf Grundlage der Erstkorrektur fest. 
Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann aus beson-
derem Grund eine weitere für das jeweilige Fach zuständige Lehr-
kraft mit einer Zweitkorrektur beauftragen. Sofern eine Zweitkor-
rektur erfolgt ist, setzt die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses die endgültige Note auf Grundlage der Erst- und Zweit-
korrektur fest. Unter Angabe von Gründen, die schriftlich niederge-
legt werden müssen, darf die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses im Benehmen mit den für die Bewertungen zuständigen 
Lehrkräften von deren Bewertung der schriftlichen Prüfungsarbeiten 
abweichen.

Kapitel 3 
Sonderregelungen 

für die Berufsfachschulen des Landes Berlin

§ 18 
Durchführung der fachpraktischen Ausbildung

(1) Ausfallzeiten, die infolge der Corona-Pandemie entstanden 
sind und von der Schülerin oder dem Schüler nicht zu vertreten sind, 
werden abweichend von § 17 Absatz 6 der Berufsfachschulverord-
nung im Schuljahr 2020/2021 stets auf das Praktikum angerechnet.

(2) Praktika, die die Schülerinnen und Schüler im Schuljahr 
2020/2021 pandemiebedingt aus von ihnen nicht zu vertretenden 
Gründen nicht haben antreten können, bleiben bei der Entscheidung 
über die Probezeit, das Aufrücken, die Zulassung zur Abschlussprü-
fung in Bildungsgängen ohne Kammerprüfung und für den Erwerb 
des Abschlusszeugnisses der Berufsfachschule in Bildungsgängen 
mit Kammerprüfung außer Betracht. Anstelle eines Praktikums nach 
Satz 1 ist eine Ersatzleistung mit fachpraktischem Bezug zu erbrin-
gen. Diese Ersatzleistung wird bei den Entscheidungen nach Satz 1 
berücksichtigt.

(3) Bei pandemiebedingtem Verlust des Praktikumsplatzes hat die 
Schülerin oder der Schüler sich unverzüglich einen neuen Prakti-
kumsplatz zu suchen. Kann trotz einer von der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter zu bestimmenden Anzahl an Bewerbungen aus von 
der Schülerin oder dem Schüler nicht zu vertretenden Gründen kein 
neuer Praktikumsplatz nachgewiesen werden, gilt Absatz 2 entspre-
chend.

§ 19 
Praktische Prüfung

Kann die praktische Prüfung gemäß § 41 der Berufsfachschulver-
ordnung nicht durchgeführt werden, weil infektionsschutzrechtliche 
Vorgaben, insbesondere gemäß der SARS-CoV-2-Infektionsschutz-
maßnahmenverordnung und der Schul-Hygiene-Covid-19-Verord-
nung dem entgegenstehen, und ist danach eine Ersatzleistung an-
stelle der praktischen Prüfung zu erbringen, richtet sich diese nach 
folgenden Maßgaben: Die Schulleiterin oder der Schulleiter ent-
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ordnung nur nachzuholen, soweit diese 40 Stunden übersteigen. Der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter ist zur Feststellung des Beschäf-
tigungsumfangs ein Praxis- oder Arbeitsvertrag vorzulegen, aus 
dem sich der Zeitraum der fachpraktischen Ausbildung ergibt. § 74 
Absatz 4 der Sozialpädagogikverordnung bleibt hiervon unberührt.

Kapitel 5 
Sonderregelungen für die staatliche Fachschule  

für Heilerziehungspflege und die staatliche  
Fachschule für Familienpflege

§ 24 
Aufnahmeverfahren an der staatlichen Fachschule  

für Heilerziehungspflege und der staatlichen  
Fachschule für Familienpflege

Kann einer Bewerbung um einen Ausbildungsplatz an einer staat-
lichen Fachschule für Heilerziehungspflege oder einer staatlichen 
Fachschule für Familienpflege zum zweiten Schulhalbjahr des 
Schuljahres 2020/2021 oder zum Schuljahr 2021/2022 ein Nach-
weis im Sinne des § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 der Verordnung 
über die Ausbildung und Prüfung an der staatlichen Fachschule für 
Heilerziehungspflege und der staatlichen Fachschule für Familien-
pflege im Land Berlin nicht beigefügt werden, weil dieser der Be-
werberin oder dem Bewerber zum Zeitpunkt der Antragstellung 
wegen pandemiebedingt noch nicht durchgeführter mündlicher Ab-
schlussprüfung nicht vorliegt, ist er nach Erhalt unverzüglich nach-
zureichen. Liegen in den Fällen des Satzes 1 die erforderlichen 
Nachweise zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Aufnahme-
antrag nicht vor, erfolgt die Aufnahme unter Widerrufsvorbehalt. 
Die Aufnahme ist zu widerrufen, wenn feststeht, dass der fehlende 
Nachweis wegen Nichtbestehens der Prüfung nicht erbracht werden 
kann.

§ 25 
Fachpraktische Ausbildung in den Vollzeitstudiengängen

(1) Ausfallzeiten, die infolge der Corona-Pandemie entstanden 
sind und von der oder dem Studierenden nicht zu vertreten sind, 
werden abweichend von § 21 Absatz 3 der Verordnung über die Aus-
bildung und Prüfung an der staatlichen Fachschule für Heilerzie-
hungspflege und der staatlichen Fachschule für Familienpflege im 
Land Berlin im Schuljahr 2020/2021 stets auf die Praxisphase an-
gerechnet.

(2) Praxisphasen, die Studierende im Schuljahr 2020/2021 pande-
miebedingt aus von ihnen nicht zu vertretenden Gründen nicht ha-
ben antreten können, bleiben bei der Entscheidung über die Zulas-
sung zur Abschlussprüfung außer Betracht. Anstelle einer Praxis-
phase nach Satz 1 ist eine Ersatzleistung mit fachpraktischem Bezug 
zu erbringen. Diese Ersatzleistung wird bei der Entscheidung nach 
Satz 1 berücksichtigt.

(3) Bei pandemiebedingtem Verlust der Praxisstelle hat sich die 
oder der Studierende unverzüglich eine neue Praxisstelle zu suchen. 
Kann trotz einer von der Schulleiterin oder dem Schulleiter zu be-
stimmenden Anzahl an Bewerbungen aus von der oder dem Studie-
renden nicht zu vertretenden Gründen keine neue Praxisstelle nach-
gewiesen werden, gilt Absatz 2 entsprechend.

Kapitel 6 
Sonderregelungen für die staatlichen Fachschulen  

der Fachbereiche Technik, Agrarwirtschaft und Wirtschaft

§ 26 
Aufnahme in die Fachschule mit fremdsprachlichem Profil

Können einem Aufnahmeantrag gemäß §  5 Absatz  2 der Fach-
schulverordnung Technik, Agrarwirtschaft und Wirtschaft zur Auf-
nahme in die zweijährige Fachschule mit fremdsprachlichem Profil 
zum zweiten Schulhalbjahr des Schuljahres 2020/2021 oder zum 
Schuljahr 2021/2022 ein Zeugnis oder ein sonstiger Nachweis über 
die Erfüllung der nach § 4 Absatz 2 Satz 1 der Fachschulverordnung 
Technik, Agrarwirtschaft und Wirtschaft geforderten Aufnahmevor-

aussetzungen nicht beigefügt werden, weil sie der Bewerberin oder 
dem Bewerber zum Zeitpunkt der Antragstellung wegen pandemie-
bedingt noch nicht durchgeführter mündlicher Abschlussprüfung 
nicht vorliegen, sind sie nach Erhalt unverzüglich nachzureichen. 
Liegt in den Fällen des Satzes 1 der erforderliche Nachweis zum 
Zeitpunkt der Entscheidung über den Aufnahmeantrag nicht vor, 
erfolgt die Aufnahme unter Widerrufsvorbehalt. Die Aufnahme ist 
zu widerrufen, wenn feststeht, dass der fehlende Nachweis wegen 
Nichtbestehens der Prüfung nicht erbracht werden kann.

§ 27 
Zulassung zur Abschlussprüfung im Teilzeitstudium

Können Teilzeitstudierende die erforderliche Berufstätigkeit ge-
mäß §  4 Absatz  5 der Fachschulverordnung Technik, Agrarwirt-
schaft und Wirtschaft infolge von pandemiebedingten Betriebs-
schließungen für die Zulassung zur Abschlussprüfung nicht nach-
weisen, bleiben diese pandemiebedingten Ausfallzeiten für die Zu-
lassung zur Abschlussprüfung außer Betracht.

Kapitel 7 
Sonderregelungen für die Berufsschulen

§ 28 
Dauer des Bildungsganges

Schülerinnen und Schüler der Berufsschule, deren Berufsausbil-
dungsverhältnis im zweiten Halbjahr des Schuljahres 2020/2021 auf 
Grund von Auswirkungen der Corona-Pandemie vom Ausbildungs-
betrieb gekündigt wird, können abweichend von § 12 Absatz 3 und 
Absatz  4 Satz  1 der Berufsschulverordnung auf Antrag im ersten 
Halbjahr des Schuljahres 2021/2022 an der Berufsschule verbleiben 
und weiter am Unterricht teilnehmen. In den Fällen des Satzes 1 
dürfen Schülerinnen und Schüler die Ausbildung fortsetzen, wenn 
sie den Abschluss eines neuen Ausbildungsvertrages bis spätestens 
zum Ende des ersten Schulhalbjahres 2021/2022 nachweisen. Weist 
die Schülerin oder der Schüler bis zu diesem Zeitpunkt keinen neuen 
Ausbildungsvertrag nach, wird sie oder er aus der Schule entlassen. 
Die Entlassung ist gemäß § 12 Absatz 3 Satz 2 erster Halbsatz der 
Berufsschulverordnung schriftlich festzustellen und den Betroffe-
nen bekanntzugeben.

Kapitel 8 
Sonderregelungen für die Integrierte  

Berufsausbildungsvorbereitung

§ 29 
Besondere Förderung für Schülerinnen und Schüler  

nichtdeutscher Herkunftssprache
Schülerinnen und Schüler ohne hinreichende Deutschkenntnisse, 

deren Lernprozess beim Erwerb der deutschen Sprache im Schuljahr 
2019/2020 pandemiebedingt so umfassend beeinträchtigt wurde, 
dass sie dadurch nicht die zu erwartenden Fortschritte bei der Aus-
drucks- und Verständigungsfähigkeit in der deutschen Sprache ge-
macht haben, können abweichend von der in § 15 Absatz 2 der Ver-
ordnung über die Integrierte Berufsausbildungsvorbereitung vorgese-
henen Höchstdauer an ihren Lernstand angepasste Maßnahmen des 
Nachteilsausgleichs bis zum Abschluss des Schuljahres 2020/2021 
erhalten, um ihre nicht ausreichenden Deutschkenntnisse auszuglei-
chen.

§ 30 
Praktikum und Betriebliche Lernaufgabe im  

Bildungsgang in Vollzeitform
(1) Ausfallzeiten, die infolge der Corona-Pandemie entstanden 

sind und von der Schülerin oder dem Schüler nicht zu vertreten sind, 
werden abweichend von § 21 Absatz 4 der Verordnung über die In-
tegrierte Berufsausbildungsvorbereitung im Schuljahr 2020/2021 
stets auf das Praktikum angerechnet.

(2) Ein Praktikum, das die Schülerin oder der Schüler im Schul-
jahr 2020/2021 pandemiebedingt aus von ihr oder ihm nicht zu ver-



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      77. Jahrgang      Nr. 1      9. Januar 202112

(3) Eine Leistungsbewertung im ersten Schulhalbjahr des Schul-
jahres 2020/2021 setzt in den Fällen unterjähriger Aufnahme in den 
Bildungsgang eine Unterrichtsteilnahme im Umfang von insgesamt 
mindestens acht Wochen voraus. Andernfalls bleibt das jeweilige 
Unterrichtsfach oder das jeweilige Lernfeld ohne Bewertung. Die 
Pflicht zur Teilnahme an Klassenarbeiten besteht im ersten Schul-
halbjahr des Schuljahres 2020/2021 nur dann, wenn im ersten 
Schulhalbjahr des Schuljahres 2020/2021 eine mindestens achtwö-
chige Teilnahme am Unterricht möglich ist.

(4) Schülerinnen und Schüler, die unterjährig im ersten Schul-
halbjahr des Schuljahres 2020/2021 in den Bildungsgang aufgenom-
men werden, absolvieren im ersten Schulhalbjahr des Schuljahres 
2020/2021 ein Praktikum, soweit Praktika nach der Aufnahme in der 
jeweiligen Klasse noch stattfinden. Kann ein Praktikum im Umfang 
von mindestens zwei Wochen stattfinden, ist eine Betriebliche Lern-
aufgabe zu erbringen. Kann ein Praktikum im Umfang von weniger 
als zwei Wochen stattfinden, ist statt der Betrieblichen Lernaufgabe 
eine Ersatzleistung mit fachpraktischen Bezug zu erbringen. Kann 
die Schülerin oder der Schüler im ersten Schulhalbjahr nicht an 
einem Praktikum teilnehmen, weil ein Praktikum nicht mehr statt-
findet, bleibt dieses bei der Entscheidung über den erfolgreichen 
Abschluss außer Betracht, wenn anstelle der Betrieblichen Lernauf-
gabe eine Ersatzleistung mit fachpraktischem Bezug erbracht wird. 
Die Pflicht zur Erstellung einer Ersatzleistung nach Satz 4 entfällt, 
wenn die Schülerin oder der Schüler innerhalb der letzten vier Wo-
chen vor Ende des ersten Schulhalbjahres aufgenommen wird. Die 
Note einer erbrachten Ersatzleistung mit fachpraktischem Bezug 
stellt gleichzeitig die Note für die Betriebliche Lernaufgabe dar.

(5) Haben Schülerinnen und Schüler bereits ein Praktikum im 
Rahmen des Besuchs einer Fachoberschule absolviert, kann diese 
Praktikumszeit auf ein im ersten Schulhalbjahr des Schuljahres 
2020/2021 zu absolvierendes Praktikum angerechnet werden, wenn 
sie im ersten Schulhalbjahr des Schuljahres 2020/2021 unterjährig 
in den Bildungsgang aufgenommen wurden und kein Praktikum ab-
solvieren konnten. Zur Anrechnung ist die Vorlage einer Bescheini-
gung des Praktikumsbetriebes über die abgeleistete Zeit erforder-
lich. Über eine Anrechnung entscheidet die Schulleiterin oder der 
Schulleiter. Werden Praktikumszeiten nach Satz 1 angerechnet, hat 
die Schülerin oder der Schüler auf Grundlage des in der Fachober-
schule absolvierten Praktikums eine Betriebliche Lernaufgabe zu 
erstellen.

(6) Die Anwesenheitspflicht im Rahmen der Praktika gemäß Ab-
satz  4 beträgt 70 vom Hundert der durch die Schülerin oder den 
Schüler jeweils zu absolvierenden Praktikumsdauer.

(7) § 25 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Verordnung über die Inte-
grierte Berufsausbildungsvorbereitung ist im Schuljahr 2020/2021 
bei unterjähriger Aufnahme in den Bildungsgang mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass der Berechnung anstelle des erteilten Pflicht-
unterrichts die tatsächliche Dauer der Teilnahme am Bildungsgang 
zu Grunde zu legen ist.

(8) Sollte im ersten Schulhabjahr des Schuljahres 2020/2021 auf 
Grund einer weniger als acht Wochen betragenden Unterrichtsteil-
nahme eine Bewertung des Teilbereichs Fachpraxis nicht möglich 
sein, bleibt das erste Schulhalbjahr bei der Bildung der Endnote un-
berücksichtigt. Dies gilt entsprechend, wenn im ersten Schulhalb-
jahr die Betriebliche Lernaufgabe gemäß Absatz 4 Satz 5 ohne Be-
wertung bleiben musste.

(9) Wenn Fächer oder Teilbereiche gemäß Absatz 3 Satz 2 ohne 
Bewertung geblieben sind, bleiben diese für die Abschlusserteilung 
außer Betracht.

(10) Schülerinnen und Schüler, die nach unterjähriger Aufnahme 
in den Bildungsgang mindestens acht Wochen am Unterricht des 
ersten Schulhalbjahres des Schuljahres 2020/2021 teilgenommen 
haben, sind berechtigt, neben dem Abschluss des Bildungsganges 
der Integrierten Berufsausbildungsvorbereitung die Berufsbildungs-
reife zu erwerben sowie an der gemeinsamen Prüfung zum Erwerb 
der erweiterten Berufsbildungsreife oder des mittleren Schulab-
schlusses teilzunehmen. Schülerinnen und Schüler, die nach unter-
jähriger Aufnahme in den Bildungsgang weniger als acht Wochen 

tretenden Gründen nicht hat antreten können, gilt als bestanden, 
wenn die Schülerin oder der Schüler anstelle der Betrieblichen Lern-
aufgabe eine Ersatzleistung mit fachpraktischem Bezug erbringt. 
Die Note der Ersatzleistung mit fachpraktischem Bezug stellt 
gleichzeitig die Note für die Betriebliche Lernaufgabe dar.

(3) Schülerinnen und Schüler, die das betriebliche Zertifikat der 
Kompetenzerfassung von dem Praktikumsbetrieb aus pandemiebe-
dingten Gründen nicht oder nicht rechtzeitig erhalten, können eine 
erfolgreiche Mitarbeit im Praktikum im Schuljahr 2020/2021 ab-
weichend von § 22 Absatz 2 Nummer 3 der Verordnung über die 
Integrierte Berufsausbildungsvorbereitung durch die Einschätzung 
der Bildungsbegleitung oder der betreuenden Lehrkraft nachweisen.

§ 31 
Praktikum (Fachpraxis) und Betriebliche Lernaufgabe  

im Bildungsgang in Teilzeitform
(1) Ausfallzeiten, die infolge der Corona-Pandemie entstanden 

sind und von der Schülerin oder dem Schüler nicht zu vertreten sind, 
werden im Schuljahr 2020/2021 stets auf die Fachpraxis angerech-
net.

(2) Fachpraxis, die die Schülerin oder der Schüler im Schuljahr 
2020/2021 pandemiebedingt aus von ihr oder ihm nicht zu vertreten-
den Gründen nicht hat antreten können, gilt als bestanden, wenn die 
Schülerin oder der Schüler anstelle der Betrieblichen Lernaufgabe 
eine Ersatzleistung mit fachpraktischem Bezug erbringt. Die Note 
der Ersatzleistung mit fachpraktischem Bezug stellt gleichzeitig die 
Note für die Betriebliche Lernaufgabe dar.

(3) Schülerinnen und Schüler, die das betriebliche Zertifikat der 
Kompetenzerfassung von dem Praktikumsbetrieb aus pandemiebe-
dingten Gründen nicht oder nicht rechtzeitig erhalten, können im 
Schuljahr 2020/2021 eine erfolgreiche Mitarbeit in der Fachpraxis 
abweichend von § 35 Absatz 2 Nummer 3 der Verordnung über die 
Integrierte Berufsausbildungsvorbereitung durch die Einschätzung 
des außerschulischen Bildungsträgers nachweisen.

§ 32 
Unterjährige Aufnahme in den Bildungsgang in Vollzeitform im 

besonderen Fall im Schuljahr 2020/2021
(1) Schülerinnen und Schüler, die im Schuljahr 2020/2021 einen 

anderen Bildungsgang einer beruflichen Schule oder die gymnasiale 
Oberstufe einer Integrierten Sekundarschule oder einer Gemein-
schaftsschule besuchen, können im Schuljahr 2020/2021 auf Antrag 
nach Maßgabe freier Plätze bis zum Ablauf der vierten Woche nach 
Unterrichtsbeginn im zweiten Schulhalbjahr unterjährig in den Bil-
dungsgang der Integrierten Berufsausbildungsvorbereitung aufge-
nommen werden. Für Bewerberinnen und Bewerber, die nach dem 
Besuch der zehnten Jahrgangsstufe in keinem Berufsausbildungs-
verhältnis stehen, über keinen Berufsabschluss verfügen und zuvor 
noch nicht in einem Bildungsgang der beruflichen Schulen aufge-
nommen waren, gilt Satz  1 entsprechend. Eine Aufnahme in den 
Bildungsgang erfolgt für die Dauer des verbleibenden Schuljahres 
2020/2021.

(2) Schülerinnen und Schüler im Sinne von Absatz 1 Satz 2, die 
bei Aufnahme keinen Schulabschluss besitzen und bei denen
1.	 eine Aufnahme erst zum zweiten Schulhalbjahr des Schuljahres 

2020/2021 erfolgt ist oder
2.	 im ersten Schulhalbjahr des Schuljahres 2020/2021 keine Be-

wertung der erbrachten Leistungen erfolgen konnte,
können eine Verlängerung des Bildungsgangs um ein Schuljahr be-
antragen. Der Antrag ist bis spätestens vier Wochen vor dem letzten 
Unterrichtstag des Schuljahres 2020/2021 zu stellen. Bei nicht voll-
jährigen Schülerinnen und Schülern ist die Zustimmung der Erzie-
hungsberechtigten erforderlich. Über den Antrag entscheidet die 
Klassenkonferenz auf Grundlage der Anschluss- und Abschlussper-
spektive. Für den Fall der Verlängerung nimmt die Schülerin oder 
der Schüler für die Dauer eines weiteren Schulbesuchsjahres am 
Unterricht teil.



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      77. Jahrgang      Nr. 1      9. Januar 2021 13

des ersten Schulhalbjahres des Schuljahres 2020/2021 teilgenom-
men haben oder zum zweiten Schulhalbjahr aufgenommen werden, 
sind berechtigt, neben dem Abschluss des Bildungsgangs der Integ-
rierten Berufsausbildungsvorbereitung die Berufsbildungsreife zu 
erwerben. Satz 1 gilt im Fall der Verlängerung des Bildungsgangs 
nach Absatz  2 mit der Maßgabe, dass die Abschlüsse im zweiten 
Jahr des Besuchs des Bildungsgangs erworben werden können.

(11) Schülerinnen und Schüler, die gemäß Absatz 2 auf Antrag 
den Bildungsgang ein weiteres Jahr besuchen, erhalten über das 
zweite Schulhalbjahr des Schuljahres 2020/2021 ein Halbjahres-
zeugnis. Für die Ermittlung der Endnoten und des Jahresnoten-
durchschnitts sind die Vorgaben der Anlage 4 der Verordnung über 
die Integrierte Berufsausbildungsvorbereitung für verlängerte Bil-
dungsgänge anzuwenden.

Teil 4 
Schlussvorschriften

§ 33 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag nach der 
Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 
§ 2 Absatz 1, § 3 Absatz 3, § 4 Absatz 1, 4 und 5, § 5 Absatz 1 und 
3, §§ 7, 12, 14, 18 bis 20, § 22 Absatz 1 bis 3, §§ 23, 25, 27, §§ 29 
bis 32 treten mit Wirkung vom 1. August 2020 in Kraft.

Berlin den 7. Januar 2021

Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie
Sandra  S c h e e r e s
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